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Der Armutsbericht 2021 des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes macht deutlich, dass die Pandemie
die Armutsquote in Deutschland nach oben getrieben hat: Insgesamt 16,1 % oder 13,4 Millionen
Menschen waren 2020 von Armut betroffen. Seit 2006 – mit einer Quote von 14 % – ist ein stetiger
Aufwärtstrend in Deutschland auszumachen. Und das in einer der reichsten Industrienationen der
Welt. Die soziale Ungleichheit vertieft sich auch hier: 10 % der Reichsten in Deutschland verfügen
über 67 % des Nettogesamtvermögens.
(https://www.deutschlandfunkkultur.de/armut-in-deutschland-die-soziale-ungerechtigkeit-waechst-10
0.html). Sozialwissenschaftler:innen sprechen von einer relativen Armut in Deutschland, die nach
EU-Standard so definiert ist: Als Arm gelten Menschen, die über weniger als 60 % des mittleren
Einkommens verfügen. (nach:
https://www.deutschlandfunkkultur.de/armut-in-deutschland-die-soziale-ungerechtigkeit-waechst-10
0.html)

Nach Meinung des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes wäre die Armutsquote während der Pandemie
noch schneller in die Höhe geschossen, hätte die Große Koalition nicht Maßnahmen wie die
Verlängerung und Aufstockung des Kurzarbeitergeldes oder des Arbeitslosengeldes I ergriffen.

Unter Erwerbstätigen – vor allem bei den Selbstständigen – hat die Einkommensarmut auf derzeit
53 % zugenommen. Wie in den letzten Jahren tragen auch 2021 vor allem Alleinerziehende und
kinderreiche Paarhaushalte das höchste Armutsrisiko. Unter den Armen sind besonders
Rentner:innen und Pensionär:innen mit 17,6 % überproportional betroffen. Bis zum Jahr 2013 spielte
Altersarmut dagegen statistisch gesehen nur eine untergeordnete Rolle.

Wenn man Armut nach Geschlechtern auswertet, dann wird deutlich, dass vor allem unter Frauen
(16,9 %) eine höhere als unter Männern (15,3 %) herrscht, besonders bei den Älteren ab 65 Jahren.
Dies ist gegenüber 2019 nochmal eine Steigerung um 1 Prozentpunkt. Selbst der Armutsbericht
kommt zu dem Ergebnis „Die Altersarmut ist damit überwiegend weiblich.“ (alle Zahlen nach:
Armutsbericht 2021)

Die Gründe dafür, dass vor allem Frauen von (Alters-)Armut betroffen sind, sind vielfältig, aber auch
Politiker:innen der Ampelkoalition bekannt und haben sich seit Jahrzehnten nicht verändert. Die
Vorhaben im Koalitionspapier werden zur Linderung nicht viel beitragen, sofern sie überhaupt
umgesetzt werden. Alle sozialen Maßnahmen stehen ja bekanntlich unter dem Vorbehalt der
Wiedereinführung der Schuldenbremse und keinerlei zusätzlichem Einkommen durch
Steuererhöhungen – vor allem für die Superreichen und großen Konzerne, die auch während der
Pandemie einen guten Schnitt gemacht haben. Hier konnte sich die FDP voll durchsetzen:

Alleinerziehende – dies sind nach wir vor vor allem Frauen – stehen oft gar nicht in
Lohnarbeit und sind auf Hartz IV angewiesen, dessen Regelsatz zu einem
existenzsichernden Leben nicht ausreicht. Wenn sie arbeiten, müssen sie aufgrund der
nicht ausreichenden Betreuungsmöglichkeiten oft genug auf Teilzeitjobs oder gar
Mini- oder Midijobs zurückgreifen. Mitte 2020 übten 4,1 Millionen Frauen und 2,9
Millionen Männer einen Minijob aus.
(https://www.aerztezeitung.de/Panorama/Jede-vierte-Frau-arbeitet-im-Niedriglohnsekt
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or-417694.html). Die Umbenennung von Hartz IV in Bürgergeld im Koalitionsvertrag,
ohne kräftige Erhöhung des Regelsatzes und Abschaffung der Sanktionen ist – wie der
Hauptgeschäftsführer des Paritätischen in seinem Statement zum Armutsbericht sagt –
nur eine Mogelpackung. Zu den Mini- oder Midijobs steht im Koalitionspapier
lediglich, dass verhindert werden soll, dass reguläre Arbeitsverhältnisse in solche
umgewandelt werden. Aber wie das konkret geschehen soll, bleibt unerwähnt.

Frauen verdienen nach wie vor deutlich weniger als Männer. Der Gender Pay Gap liegt
2020 lt. Statistischem Bundesamt noch bei 18 %
(https://www.destatis.de/DE/Themen/Arbeit/Arbeitsmarkt/Qualitaet-Arbeit/Dimension-1
/gender-pay-gap.html). Auch daran wird die Ampelkoalition nichts ändern. Das Einzige,
was dazu im Koalitionspapier steht, ist, dass das Entgelttransparenzgesetz – das nur
einen Auskunftsanspruch gegenüber dem/r Arbeit„geber“In zu den Gehaltskriterien
einer Tätigkeit beinhaltet – weiterentwickelt und die Durchsetzung gestärkt werden
soll.

Wenn Frauen auf Teilzeit angewiesen sind, ist dies oft unfreiwillig und reicht nicht für
ein selbstständiges, existenzsicherndes Leben. Vor allem aber wirkt sich dies negativ
auf die Altersrente aus. Im Koalitionsvertrag wird hierzu nur Bezug auf Mini- und
Midijobs genommen, die nicht zur Teilzeitfalle für Frauen werden sollen. Wie, bleibt
auch hier offen.

Mehr Frauen als Männer arbeiten im Niedriglohnsektor: Ende 2019 rund 25,8 %. Bei
Männern hingegen liegt der Niedriglohnanteil nur bei 15,5 % (Zahlen nach:
Bundesagentur für Arbeit, in: Ärztezeitung vom 7.3.2021, s.o.). Viele von ihnen sind
entweder auf einen Zweitjob angewiesen oder gehören zu den sogenannten
Aufstocker:innen. Die im Koalitionspapier angekündigte Anhebung des Mindestlohns
auf 12 Euro, die am 1. Oktober kommen soll, ist sicherlich ein Schritt in die richtige
Richtung. Sie wird aber nicht ausreichen, um Frauen aus dieser Armutsfalle
herauszuholen.

Die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung – vor allem Frauen arbeiten in sogenannten
sozialen Berufen wie Pflege, Erziehung u. ä. – spiegelt sich auch in einem geringerem
Gehalt wider. Auch die aktuellen Tarifabschlüsse dienen nicht dazu, dort eine
angemessene Bezahlung zu ermöglichen. Außer allgemeinen Floskeln, dass die Löhne
für Pflegekräfte verbessert werden sowie die Zuschläge und Prämien (bis 3.000 Euro)
steuerfrei sein sollen, steht dazu nichts im Koalitionsvertrag.

Unterbrechung der Arbeit aufgrund der Versorgung von Kindern oder zu pflegenden
Angehörigen, was in den meisten Fällen von Frauen geleistet wird – oft schon allein
deswegen, weil sie in der Regel weniger verdienen als ihre Männer –, bedeutet
weniger Rentenanspruch. Im Koalitionsvertrag steht dazu, dass haushaltsnahe
Dienstleistungen gefördert werden sollen und Brückenteilzeit in Zukunft mehr in
Anspruch genommen werden kann. Das ist sicherlich etwas, dass dazu beitragen kann,
Familie und Beruf besser zu vereinbaren, wird aber nichts Grundlegendes verändern.

Hinzugekommen ist eine gestiegene Arbeitslosenquote während der Pandemie, welche
das Altersarmutsrisiko von Frauen noch weiter erhöhen wird. Dabei stieg sie im
Zeitraum von Februar 2020 bis Januar 2021 bei Frauen mit 5,7 % stärker als bei
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Männern (1,8 %). (s.: Ärztezeitung vom 7.3.2021).

Vor diesem Hintergrund ist es mehr als zynisch, was die Ampelkoalition zur „Sicherung“ der Renten
in Zukunft vorhat. Dazu „werden wir zur langfristigen Stabilisierung von Rentenniveau und
Rentenbeitragssatz in eine teilweise Kapitaldeckung der gesetzlichen Rentenversicherung
einsteigen. Diese teilweise Kapitaldeckung soll als dauerhafter Fonds von einer unabhängigen
öffentlich-rechtlichen Stelle professionell verwaltet werden und global anlegen. Dazu werden wir in
einem ersten Schritt der Deutschen Rentenversicherung im Jahr 2022 aus Haushaltsmitteln einen
Kapitalstock von 10 Milliarden Euro zuführen.“

D. h. nichts anderes, als dass ein Teil der Rente in Zukunft von den Finanzmärkten abhängig
gemacht werden soll. Das ist ein weiterer Schritt zur Privatisierung der gesetzlichen
Rentenversicherung nach Einführung der Riesterrente durch die rot-grüne Koalition 2001. Diese
zusätzliche „Säule“ ist alles andere als sicher und stabil. Zudem weiß niemand, wann angesichts der
zunehmend instabilen internationalen Situation es zu einem neuen Börsencrash kommen wird.
Darüber hinaus werden 10 Milliarden aus dem laufenden Haushalt dafür zur Verfügung gestellt, die
dann anderswo fehlen. Diese „Anschubfinanzierung“ wird nach Aussagen des Rentenexperten des
DIW, Johannes Geyer, nicht ausreichen: „Man bräuchte mindestens 300 Milliarden Euro. Dann
könnte man hoffen, jährlich 15 Milliarden Kapitalerträge zu erzielen, die dann an Rentner
ausgeschüttet werden.“ (zit. nach: Das Renten-Versprechen und der Bluff, NEUES DEUTSCHLAND
vom 21.02.22).

Es gibt keinen Grund, die Rente immer mehr vom Kapitalmarkt abhängig zu machen. Sie müsste
stattdessen mit einer besseren Einzahlungsstruktur und mehr Mitteln aus dem Haushalt finanziert
werden: Das Pro-Kopf-Volkseinkommen ist trotz beginnender Krise im Jahr 2019 um das Doppelte
gestiegen (Die Rente könnte sicher sein, NEUES DEUTSCHLAND 25.7.2020). Auch das
Steuereinkommen könnte ohne weiteres erhöht werden: Eine einmalige Vermögensabgabe mit einer
Laufzeit von 10 Jahren würde 300 Milliarden Euro einbringen. Auch die Wiedereinführung der
Vermögenssteuer bei einem Steuersatz von 1 % könnte 20 Milliarden Euro auftun (a. a. O.).

Ganz klar zeigt sich hier, dass es nicht um eine Stabilisierung der Renten geht, sondern die
Unternehmer:innen weiter von solch lästigen Dingen wie Lohnnebenkosten oder höheren
Kapitalsteuern zu entlasten, um deren Wettbewerbsfähigkeit in der zukünftigen, krisenhaften
Entwicklung nicht zu beeinträchtigen.

Es gibt jedoch Systeme, in denen Rentner:innen mehr erhalten und besser vor Altersarmut geschützt
sind. Das bekannteste ist wohl Österreich: Die im Jahr 2018 in Ruhestand gegangenen Menschen
erhielten hier ca. 1.700 Euro im Monat – in Deutschland waren das nur 1.000 (Zahlen nach
Sozialwissenschaftler Florian Blank; in: Geteilter Genuss, NEUES DEUTSCHLAND vom 25.07.20).
Das ist ein Unterschied von 70 %. Gemessen am Bruttoinlandsprodukt fließt in Österreich mehr
öffentliches Geld in Renten und Pensionen. Die Rentenbeiträge liegen seit Jahrzehnten stabil bei
22,5 %, 12,5 % davon zahlen die Arbeit„geber“:innen. Ein anderer entscheidender Grund ist, dass
fast alle Erwerbstätigen einschließlich der Selbstständigen (außer den Beamt:innen) verpflichtend in
der gesetzlichen Rentenversicherung versichert sind. (a. a. O.) Aber auch in Österreich gibt es einen
großen geschlechtsspezifischen Unterschied. Zudem ist auch hier damit zu rechnen, dass eine
neoliberale Politik versuchen wird, diese Kosten zugunsten der Kapitalist:innen zu reduzieren.

Was wir brauchen, um Altersarmut zu verhindern:

Gleicher Lohn für gleiche Arbeit! Mindestlohn für alle Frauen, um ein
Mindesteinkommen zu sichern, das die Reproduktionskosten deckt und ein Leben ohne
Abhängigkeit vom (männlichen) Partner erlaubt!



Mindesteinkommen von 1.600 Euro/Monat für alle Arbeitslosen und Rentner:innen.
Diese Regelung soll auf alle Freiberufler:innen, (Schein-)Selbstständigen, Studierende,
Sexarbeiter:innen und andere ausgedehnt werden, die wegen der Pandemie ihre
Dienste nicht verkaufen können!
Kostenloser Zugang zu Gesundheits-, Krankenversorgung, Pflegeeinrichtungen und
gesicherte Renten für alle Frauen!
Kostenlose und bedarfsorientierte Kinderbetreuung, öffentliche Kantinen und
Wäschereien – um eine gesellschaftliche Gleichverteilung der Reproduktionsarbeiten
auf alle Geschlechter sicherzustellen!
Alle müssen in die gesetzliche Rentenkasse einzahlen – auch Selbstständige,
Beamt:innen und Parlamentarier:innen!
Arbeitszeitverkürzung auf 30 Stunden/Woche bei vollem Lohn- und Personalausgleich!
Umwandlung prekärer Beschäftigungsverhältnisse in tariflich gesicherte; Abschaffung
der Leiharbeit und Übernahme der Leiharbeiter:innen!
Für ein Programm gemeinnütziger öffentlicher Arbeiten mit Vollzeitstellen und
auskömmlichen Tariflöhnen für Frauen, bezahlt aus Unternehmerprofiten und
Vermögensbesitz!
Keine Rettungspakete und keine Milliardengeschenke für die Konzerne! Die Reichen
müssen zahlen! Progressive Besteuerung von privaten Vermögen und
Unternehmensgewinnen zur Finanzierung der Maßnahmen zur Bekämpfung der
Pandemie und der Sicherung der Einkommen und Renten der arbeitenden
Bevölkerung! Entschädigungslose Enteignung aller Unternehmen unter
Arbeiter:innenkontrolle, welche Löhne kürzen, Arbeitszeit verlängern oder Standorte
schließen wollen!
Für eine verstaatlichte, einheitliche Sozialversicherung unter Arbeiter:innenkontrolle
(Gesetzliche Krankenversicherung, Bundesanstalt für Arbeit, Rentenversicherung,
Unfallversicherung, Arbeitslosen- und Sozialhilfe), finanziert durch eine progressive
Besteuerung!
Für kommunale, regionale, bundesweite und internationale Selbstverwaltung der
Einheitsversicherung durch die Versicherten! Unternehmer:innen raus aus den
Aufsichtsräten der Sozialversicherungen! Weg mit jeder Einmischung des bürgerlichen
Staats!

Um dies zu erreichen, ist der Aufbau einer Einheitsfront der gesamten Arbeiter:innenklasse,
einschließlich aller Arbeitslosen und Rentner:innen, notwendig. Der Kampf gegen Altersarmut muss
mit dem gegen den Kapitalismus verknüpft werden.


